










Was hat das Berufsverbot
mit mir gemacht?

Das Angebot der Bezirksregierung
Braunschweig zum 1. August 1982, eine
Beamtenstelle auf Probe am Grotefend
Gymnasium in Hannoversch Münden
anzutreten, nahm ich selbstbewusst an.

Mir war bekannt, dass Dr. Karl-Heinz
Kausch gerade wieder in sein Amt als
Schuldirektor eingesetzt worden war.
Obwohl er Hitler und die Waffen-SS
verharmloste und die Nazi-Aktivitäten
der Lehrer Luthardt und Krah an dem
Gymnasium unterstützte und deckte,
hatte ihn das Verwaltungsgericht Braun­
schweig nur zu einer Gehaltskürzung
von zehn Prozent für ein Jahr verurteilt.
All das schreckte mich nicht. Aber als
Herr Kausch mir persönlich mitteilte,
ich könne die Stelle nicht antreten, es
habe "Probleme" gegeben, war ich ge­
schockt. Ich konnte es nicht glauben:
Er war im Amt und mir sollte ein Berufs­
verbot drohen? Ich hatte nicht damit
gerechnet, dass der Bezirksregierung
Braunschweig "Erkenntnisse" über
mich vorlagen. Ich lebte in Hessen, wo
es seit 1979 keine Regelanfrage beim
"Verfassungsschutz" mehr gab. Durch
mehrere Telefonate mit dem im Rechts­
amt zuständigen Herrn Möller erfuhr
ich schließlich, dass der hessische
Verfassungsschutz angefragt worden
war. Amtshilfe also. Mit der offiziellen
Bekanntgabe der Vorwürfe ließ man
sich Zeit. Sechs Wochen später, am 16.
September 1982, sollte schließlich die
sechsstündige "Anhörung" stattfinden.

Dem Schock folgten die Empörung, der
Zorn und der entschiedene Wille zum
Widerstand gegen die Gesinnungs­
prüfung und die Stigmatisierung als
"Verfassungsfeind". Ich hätte meine
politische Überzeugung zur "Jugend­
sünde" erklären können, wie mir durch­
aus nahegelegt wurde. Aber dann hätte
ich mich selbst verraten müssen. Ich
würde mit allen Mitteln kämpfen, keines­
falls schweigen, sondern das drohende
Berufsverbot öffentlich machen.

Es begann eine Phase unermüdlicher
Aktivitäten.

Bis zur Anhörung organisierten die
Berufsverbots-Initiativen in Hessen und
Niedersachsen, Gewerkschaften und ich
selbst Podiumsdiskussionen, Interviews,
Solidaritätsveranstaltungen, Besuche
bei Abgeordneten bis hin zum Besuch
im Europaparlament in Straßburg.

Unterschriften listen, Protestsch rei ben
und Gutachten von Personen, die mich
persönlich kannten, wurden an die An­
hörkommission im Niedersächsischen
Innenministerium geschickt. Zahlreiche
Presseberichte erschienen.

Für mich selbst war es nicht nur eine
kämpferische Zeit. Je länger die Unge­
wissheit dauerte, desto schlimmer wur­
den Schlaflosigkeit und nächtliche Alp­
träume. Ich erinnere mich heute noch
an einen Traum, in dem mir die Füße
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154 amputiert und durch eiserne Haken als
Prothesen ersetzt wurden, so dass ich
nur mit Mühe laufen konnte. In einem
anderen Traum saß ich in einem tiefen
Erdloch, man warf permanent Erde
auf mich, die ich mit größter Anstren­
gung wieder hinauswarf. Aus solchen
Träumen wachte ich erschöpft und
kraftlos auf und musste mich tagelang
gegen diese massiven Existenzängste
zur Wehr setzen. Es gelang mir zwar, die
Chance zu nutzen und diesen tiefen Ein­
blick in meine Seele zu bearbeiten. Aber
auch das kostete viel Kraft. Das zer­
mürbende Warten und Hoffen auf eine
positive Nachricht der Bezirksregierung
hinterließ Spuren. Es drohte mich zu
reduzieren auf einen "Fall" und zu über­
wältigen. Denn überall, wo ich auftrat,
erschien ich als vom Berufsverbot
bedrohte Person. Die Vielfalt meiner
Persönlichkeit drohte unterzugehen.
Die politische Arbeit begann sich auch
auf die Beschäftigung mit dem Thema
Berufsverbot zu verengen.

Ich zweifelte weder an der Richtig-
keit meiner Überzeugung noch an der
Notwendigkeit zum Widerstand. Aber
es meldeten sich Zweifel immer dann,
wenn ich allein war, ob und wie lange
ich durchhalten würde. Die Unter­
stützung meiner Familie und Freunde,
aber vor allem die große Solidarität der
politischen Öffentlichkeit, all derer, die
der Anhörkommission schrieben und
forderten, dass ich eingestellt würde,

all das half mir enorm. Sehr hilfreich war
auch die materielle Unterstützung durch
den Heinrich-Heine-Fonds.

Ich erinnere meine Ankunft in Hannover
am Tag der Anhörung, am 16.September
1982. Vor dem Innenministerium
standen zahlreiche politische
Freundinnen mit Schildern und
protestierten gegen meine Anhörung ­
auch indem sie mir rote Nelken gaben.
Ich ging so gestärkt in die Prozedur.

Die Tische waren in Hufeisenform
angeordnet, fünf Mitglieder der
Kommission saßen vor und zu beiden
Seiten neben mir, vor Kopf musste ich
mit meinem Rechtsanwalt Detlef Fricke
Platz nehmen. Ich fühlte mich einge­
kesselt. Man verlas einige Gutachten
und Stellungnahmen, die meine Ver­
fassungstreue beteuerten. So entstand
zunächst bei mir der Eindruck, es
handele sich um meine persönliche
Würdigung, eine "Einzelfallprüfung".

Im Laufe der Befragung wurde ich
gründlich desillusioniert. Wenige Fragen
richteten sich auf mein Verständnis des
Grundgesetzes. Es ging zunehmend
um mein Verhältnis zur DDR und um
meine vermutete Mitgliedschaft in
der DKP. Mir schien, dass als Voraus­
setzung tür meine Einstellung in den
Schuldienst eine Anti-DDR-Haltung
verlangt wurde. Ganz nebenbei stellte
mir der Vorsitzende der Kommission



in einer kurzen Pause die Frage, ob es
mir bekannt sei, dass Hitler auch be­
tont habe, er wolle auf legalem Wege
an die Macht kommen. Zu den Nazi­
Tendenzen am Grotefend Gymnasium
wurde gesagt, man könne sich aufgrund
der Informationsfülle durch die Presse
und aufgrund mangelnder Kenntnisse
der Personen kein Urteil bilden. Diese
Äußerungen empörten mich. Die Hoff­
nung auf Einstellung in den Schuldienst
schwand zunehmend dahin. Zugleich
fühlte ich mich jenen "Schreibtisch­
tätern" intellektuell überlegen. Ich fand
deren Bemerkungen unbelehrbar dumm.
Das half mir auch, klar zu meiner Über­
zeugung zu stehen. Mir wurde bewusst,
dass es nicht um mich persönlich ging,
sondern um die Einschüchterung und
Vernichtung politisch linker Gesinnung.
Dazu nahm man die Existenzvernichtung
eines Menschen in Kauf. Ich empfand
das als doppelbödig. Ich dachte, ich
kämpfte hier gegen die wahnhaften
Geister des Antikommunismus.

Zur gleichen Zeit waren Disziplinar­
verfahren gegen 23 niedersächsische
Lehrer und Hochschullehrer wegen ihrer
linken Gesinnung eingeleitet worden.
Sie waren bereits im Dienst und sollten
entlassen werden. Im Oktober 1982 fand
daher eine Protestwoche im Großraum
Hannover statt. An der nahm ich eben­
falls teil und spürte die große nationale
und internationale Solidarität, was auch
mich bestärkte weiter zu kämpfen.

Als ich die Begründung für meine Nicht­
einsteIlung in dem Ablehnungsbescheid
der Bezirksregierung vom 8. Dezember
dann tatsächlich in den Händen hielt,
war ich dennoch enttäuscht. Zugleich
packte mich unbeschreiblicher Zorn.
Der half mir enorm, mich nicht unter­
kriegen zu lassen. Ich war entschlossen,
Widerspruch gegen den Bescheid
einzulegen und Klage zu erheben.
Gleichzeitig suchte ich nach beruflichen
Alternativen. Und ich bewarb mich in
Hessen. Im Nachrückverfahren erhielt
ich zum 1. Februar 1983 eine Stelle im
Werra-Meissner-Kreis zugewiesen. Alle
GEW Kolleginnen waren überzeugt,
dass dies bewusst in Kenntnis meines
Berufsverbots in Niedersachsen erfolgt
war. Ich hatte bereits eine befristete
Anstellung an der BLiSTA in Marburg
zugesagt und nach dem Angebot aus
Hessen wieder abgesagt. Sogar mein
Zimmer in Kassel war gekündigt.
Doch dann wurde die Zusage erneut
zurückgenommen. Wieder Anhörung,
Ungewissheit, Schock, Wechselbad der
Gefühle, schließlich ein persönliches
Gespräch mit dem Kultusminister
Krollmann im Beisein des Bezirks­
vorsitzenden der GEW Kassel, Joachim
Albrecht. Daraufhin erhielt ich zunächst
einen Angestelltenvertrag.

Am Ende standen mein ungebrochener
Wille zum Widerstand, meine unge­
schmälerte politische Überzeugung und
die Dankbarkeit gegenüber allen, die mir
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